
Antrag 
 
der Abgeordneten Dr. Helga Krismer-Huber, Emmerich Weiderbauer, Dr. Madeleine 
Petrovic, Amrita Enzinger Msc., Gottfried Waldhäusl, Erich Königsberger 
 
betreffend Auszahlung der Gehälter und Weihnachtsgelder an die 
MitarbeiterInnen der insolventen Zielpunkt-Kette noch in diesem Jahr 
 
 
Das Konkursverfahren der Lebensmittel-Kette Zielpunkt, Tochter der Pfeiffer-Gruppe, 
wurde eröffnet. Erst kürzlich wurde bekannt, dass die Weiterführung des Betriebes 
nicht mehr zu bewerkstelligen ist, da die Passiva in Höhe von 237 Millionen Euro 
lediglich Aktiva von 33,5 Millionen Euro gegenüberstehen. Somit soll die 
Lebensmittelkette geschlossen und liquidiert werden.  
 
Von der Zielpunkt-Insolvenz sind 2700 MitarbeiterInnen betroffen, davon ca. 400 in 
den 53 niederösterreichischen Filialen. Diese MitarbeiterInnen halten den Betrieb durch 
den Einsatz ihrer Arbeitskraft bis zuletzt aufrecht. Die Schließung ohne rechtzeitige 
Informationen kurz vor Weihnachten kommt für die Belegschaft ebenso überraschend 
wie für die Öffentlichkeit. Hinzu kommt die Ankündigung, dass die Novembergehälter 
und Weihnachtsgelder nicht mit Sicherheit ausbezahlt werden können. Hierfür muss 
der Insolvenz-Entgeltsicherungs-Fonds einspringen, welcher durch die IEF-Service-
GmbH (zu 100% im Eigentum des Bundes) verwaltet wird. 
 
Daher stellen die gefertigten Abgeordneten folgenden  
 

Antrag 
 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
 
„Die Landesregierung wird aufgefordert, bei der Bundesregierung vorstellig zu werden 
und diese auf die rasche Abwicklung des Zielpunkt-Verfahrens beim Insolvenz-
Entgeltsicherungs-Fonds zu drängen, sodass die Auszahlung der ausständigen Gehälter 
samt Weihnachtsgelder an die Zielpunkt-MitarbeiterInnen noch in diesem Jahr erfolgen 
kann. Sollte dies nicht möglich sein, sollte die NÖ Landesregierung eine Vorfinanzierung 
der Leistungen des Fonds gegen Zession übernehmen.“ 
 
 
Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag so rechtzeitig dem SOZIAL-AUSSCHUSS 
zuzuweisen, dass eine Behandlung in der Sitzung am 10. Dezember 2015 möglich ist.  
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